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Umverteilung
für Pensionskassen

Dass sich die Reserven der Pensions-
kassen wegen Anlageverlusten verrin-
gert haben, macht mir weniger Sorgen
als die zu hohen Zahlungsverpflichtun-
gen (NZZ 10. 1. 19). Bei diesemMass an
Umverteilung im BVG von den Er-
werbstätigen zu den Rentnern ist der
Zeitpunkt erreicht, wo der Bundesrat
Notrecht geltend machen dürfte. Das
System der beruflichen Vorsorge muss
für die jetzt Erwerbstätigen auf faire
Grundlagen angepasst werden:DerUm-
wandlungssatz ist sofort weiter zu sen-
ken auf die realistisch richtig einge-
schätzten 5 Prozent. Zugleich sind die
bestehenden Renten baldmöglichst –
dem damaligenUmwandlungssatz ange-
messen – zu senken.Damit wird die Sym-
metrie zwischenAufbau vonKapital und
Rentenbezug, Lebenserwartung und
Zinssituation wieder hergestellt.

Ueli Renz, Winterthur

ImArtikel «Die Reserven der Pensions-
kassen schmelzen» wird anschaulich auf
die auch im Jahr 2018 fortgesetzte Um-
verteilung zwischen Aktiven und Rent-
nern hingewiesen und der entsprechende
Betrag auf rund 6Milliarden Franken ge-
schätzt. Den aktiven Versicherten ent-
gehen somit in dieser Höhe die für den
Aufbau ihrer Altersvorsorge wichtigen
Kapitalerträge. Dieser Geldfluss zulas-
ten der Erwerbstätigen dürfte aber in
der Realität noch wesentlich höher sein.
Grund dafür ist die bei vielen Vorsorge-
einrichtungen zu hoch angesetzte Risiko-
prämie, die vielfach den tatsächlichen
Bedarf für die Deckung der Leistungen
imTodes- und Invaliditätsfall bei weitem
übersteigt. Der Überschuss aus dem
Risikoprozess wird dann ebenfalls zur
Finanzierung derVerluste auf demRent-
nerbestand verwendet, anstatt dass die
Beiträge der Erwerbstätigen damit redu-
ziert würden. Unbestritten ist, dass der
gesetzliche Renten-Umwandlungssatz
zu hoch angesetzt ist. Es fehlt aber jeg-
liche Bestrebung, diese Finanzierungs-
last im Sinne einer gerechten Opfer-
symmetrie zwischen aktiven Versicher-
ten und Rentnern aufzuteilen. Die akti-
ven Versicherten werden um ihren
Anspruch auf einen fairen Ertrag auf
ihrem angesparten Altersguthaben ge-
bracht, was ihr Recht auf eine angemes-

sene Altersvorsorge in Gefahr bringt.
Mit dem im Jahr 1972 von den Stimm-
bürgern gutgeheissenen Drei-Säulen-
Konzept wurde die Basis für eine sichere
und gerecht finanzierte Altersvorsorge
gelegt. Die berufliche Vorsorge hat sich
aber zu einer ausser Kontrolle geratenen
Umverteilungsmaschinerie entwickelt,
welche den damaligen Grundsätzen und
Versprechen diametral widerspricht.

Hansueli Kaufmann, Ottenbach

Suizide
mit Schusswaffen

Im Jahr 2015 gab es schweizweit 211 Sui-
zide mit Schusswaffen. Pistolen und Ge-
wehre sind viel zu leicht erhältlich, wer-
den in grosser Zahl gehortet und sind,
wenn Affekthandlungen drohen, leicht
greifbar. Es ist schwer nachvollziehbar,
wo der Nutzen ist für die beträchtliche
Zunahme der Zahl der Feuerwaffen, die
allein im Kanton Zürich von 2010 bis
2017 gegen 50 000 Stück betrug.Die Ge-
fahr dieser Waffenflut ist beträchtlich,
sinkt doch gleichzeitig die Zahl der
Schützenvereinsmitglieder stark. Also
mehr Schiesseisenbesitzer, die schlechter
ausgebildet sind und weniger Übung
haben? Das Gefahrenpotenzial steigt.
Haben diese Leute schlicht zu wenig
Gottvertrauen?

Martin A. Liechti, Maur

Stigmatisierung
von Fremdsprachigen

Der Artikel «Integrationsunwillige Aus-
länder sollen Sprachkurse ihrer Kinder
bezahlenmüssen» (NZZ 10. 1. 19) nimmt
Bezug auf die Regelung in Basel-Stadt:
Der Kanton hat als Schweizer Vorreiter
vor einigen Jahren die obligatorische
Frühförderung eingeführt, und wir waren
davon betroffen, weil unsere Familien-
sprache Französisch ist. Die Verpflich-
tung für fremdsprachige Kinder, vor
Schuleintritt Deutsch zu lernen, ist aus
mehreren Gründen fragwürdig. Da das
Alter beim Eintritt in das Bildungs-
system vor wenigen Jahren generell ge-
senkt worden ist und nunKinder mit vier
Jahren in den Kindergarten eintreten,
wurde für die Gruppe der fremdsprachi-
genKinder die verpflichtendeTeilnahme
an Bildungsangeboten nochmals um ein
Jahr vorverschoben. Problematisch ist,
dass damit auf rein kognitive Ziele bzw.
Sprachkenntnisse abgestellt wird; wie
weit ein Kind in seiner emotionalen und
sonstigen Entwicklung bereits fort-
geschritten ist,wird kaum in Betracht ge-
zogen. Es sind jedoch nicht alle Kinder
mit drei Jahren dafür bereit, sich regel-
mässig für längere Zeit in unvertrauter
Umgebung mit unbekannten Menschen
zurechtzufinden.

Dass es Angebote wie Spielgruppen
usw. gibt, ist zu begrüssen;wer sie obliga-
torisch macht, nimmt aber in Kauf, dass
mitunter Zwangssituationen entstehen,
die für so kleine Kinder nicht förderlich
sein können. Ein zweites Problem ist,
dass fremdsprachige Kinder in einer dis-
kriminierendenGesellschaft imRahmen
von Spielgruppen usw. systembedingt als
Träger von Defiziten definiert werden.

Das Problem wird bei ihnen und ihren
Familien gesehen; nicht in der Mehr-
heitsgesellschaft mit segregiertenWohn-
gebieten, ungleichem Zugang zu Res-
sourcen, strukturellen Benachteiligun-
gen usw. Überdies ist der Nutzen der
Massnahme in Sachen Sprachkenntnisse
bescheiden.Die Stigmatisierung, die sich
durch diese Konzeption der Frühförde-
rung ergibt, zeigt sich auch in der politi-
schenDiskussion: ImRahmen vonÜber-
legungen zum Basler Modell wurde die
Zürcher Bildungsdirektorin in der NZZ
vor einiger Zeit mit den Worten zitiert,
nicht alle Kinder hätten das Glück,kom-
petente Eltern zu haben. Eine Aussage,
die ganze Teile der Bevölkerung pau-
schal als minderwertig herabsetzt.

Karin Vogt, Basel

Staat
und Geldemission

Karl Reichmuth möchte ich zu seinem
vortrefflichen Gastkommentar (NZZ
9. 1. 19) herzlich beglückwünschen. All-
gemein bezüglich Geldemission, Wäh-
rungen usw. fällt mir als nunmehr 94-jäh-
rigem Fast-Zeitzeugen ein, wie mir in
Basel mein Grossvater Silvio Ugolini-
Sanley noch einzelne Goldmünzen aus
der Zeit der Lateinischen Münzunion
zeigte.DieseWährungsunion gründeten
die Schweiz,Frankreich, Italien und Bel-
gien auf Basis eines völkerrechtlichen
Vertrags. Sie ging mangels politischer,
d. h. staatlicher Machtzentrale und auch
wegen Einführung der Banknoten unter.
Die Probleme der heutigen Euro-Län-
der, ebenfalls ohne einheitliche poli-
tische Macht, dürften wohl ähnliche
Ursachen haben wie die damaligen.Wie
der Geschichte zu entnehmen ist, kann
eine politische Union ohne Währungs-
union wie seinerzeit die Schweiz funk-
tionieren, aber umgekehrt wie im Falle
des Euro wohl nicht wie gewünscht.Der
Euro als Eigengebilde kannmangels der
Staatsmacht keine vollkommene Wäh-
rung sein.

Silvio Bianchi, Basel

Dass Karl Reichmuth als Privatbankier
für eine «Entnationalisierung des Gel-
des» plädiert, ist verständlich, liegt aber
volkswirtschaftlich und verfassungs-
rechtlich nicht im Gesamtinteresse des
Landes. Die Geldschöpfung beruht in
allen OECD-Ländern weltweit zu 85 bis
95 Prozent auf der Kreditschöpfung von
Privatbanken und nicht von Staats-
banken. So beruhen auch die weltweiten
Verschuldungen primär auf privaten
Kreditschulden und nicht auf den eben-
falls unhaltbaren Staatsverschuldungen
von durchschnittlich rund 90 Prozent der
nationalen Wertschöpfungen. Unser
Finanzminister betonte zudem vor elf
Monaten, dass die Schweiz zu wenig
Schulden habe. Maurer empfahl den
Staatskritikern einen «Buchhaltungskurs
in derMigros-Klubschule».WennReich-
muth private Kryptowährungen propa-
giert, womit «jeder Geldemittent wer-
den» könne, verkennt er die Unsicher-
heit,Kriminalitätsentwicklung und Ener-
gieverschwendung dieser privaten
Geldherstellung ohne staatliche Aner-
kennung.Erkenntnis und Interesse (jähr-
liche Geldschöpfungsgewinne der Ban-
ken) fallen hier zusammen.

Werner Kallenberger, Zürich
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Viel zu offene
Haftungsgrundlage
Gastkommentar
von KARL HOFSTETTER

Von Warren Buffett stammt folgendes Bonmot: «A bad idea is a
good idea brought to its extreme.» Die zurzeit im Ständerat disku-
tierte Konzernverantwortungsinitiative tut genau das. Sie überstei-
gert die an sich gute Idee der «corporate social responsibility» zur
schlechten Idee einer weit überzogenen Haftung von Schweizer
Konzernen und KMU für Menschenrechtsverletzungen im Aus-
land. Der im Nationalrat verabschiedete Gegenvorschlag schaffte
kaum Remedur. Auch er wäre eine Einladung an NGO und die
internationale Klageindustrie, politisch und pekuniär motivierte
Schauprozesse gegen Schweizer Unternehmen zu lancieren.

Bessere Ideen,wie eine sinnvolleVerantwortung der Unterneh-
men für die Menschenrechte in ihrem Einflussbereich gefördert
werden könnte, gibt es durchaus.Der Bericht derAussen- undWirt-
schaftsdepartemente vom 14.Dezember 2018 über den Stand der
Umsetzung der Uno-Leitprinzipien fürWirtschaft und Menschen-
rechte erwähnt einige.Die Initianten (und jüngst ein Gastkommen-
tar in der NZZ vom 18. 12. 18) verweisen immer wieder auf meine
Habilitation aus dem Jahr 1995. In dieser sind Regeln zur Haftung
von Muttergesellschaften für ihre Tochterfirmen dargelegt. Darin
eingeschlossen sind austarierteVorschläge zur Beweislastverteilung
für die sogenannte Geschäftsherrenhaftung (Art. 55 OR). Dieses
Haftungskonzept,welches die Initianten offenbar inspirierte, bleibt
zwar umstritten.Es ist aber unbestritten, dass es höchstens dann zur
Anwendung kommt, wenn die Tochtergesellschaft widerrechtlich
handelte, das heisst Vorschriften im Sinne der schweizerischen
Rechtsordnung verletzte. Hierin liegt eine wichtige Begrenzung.

Die Konzernverantwortungsinitiative hebt diese Begrenzung
aus den Angeln. Sie strebt pauschal eine Haftung schweizerischer
Muttergesellschaften für alle «international anerkannten Men-
schenrechte sowie die internationalen Umweltstandards» an. Die
Verantwortlichkeit der Konzernmütter wird zudem auf die gesamte

Lieferkette von ausländischenDrittunternehmen ausgeweitet.Dass
dieses völlig offene Haftungskonzept zusätzlich noch mit einer Be-
weislastumkehr zulasten der Unternehmen kombiniert werden soll,
führt endgültig zu einer toxischen Mischung. Diese wäre interna-
tional einmalig und würde die Attraktivität des schweizerischen
Wirtschaftsstandorts klar beeinträchtigen.

Ein weitererMangel der Initiative besteht in der fehlenden Sub-
sidiarität der Haftung der Mutterfirma. Diese sollte – wenn über-
haupt – richtigerweise erst zum Tragen kommen, wenn es nicht
möglich war, dieTochtergesellschaft imGastland zur Rechenschaft
zu ziehen.DerGegenvorschlag des Nationalrats korrigiert die Fehl-
konzeptionen der Initiative nicht entscheidend. Obwohl er die
Unternehmen nur auf internationale Menschenrechts- und Um-
weltstandards verpflichten möchte, welche von der Schweiz ratifi-
ziert wurden, bleibt die Haftungsgrundlage viel zu offen. Sie
schliesst auch alle politischenMenschenrechte ein, die sich gar nicht
anUnternehmen, sondern an Staaten richten.Unternehmen könn-
ten dadurch zum Beispiel eingeklagt werden, mit dem Argument,
sie hätten aufgrund ihrer Geschäftsbeziehungenmit gewissen Staa-
ten Menschenrechtsverletzungen befördert und unterstützt.

Dass solche Haftungsklagen nicht blosse Phantasie sind, zeigt
die internationale Erfahrung. Vor allem in den USA wurden der-
artige Klagen wiederholt eingereicht.Es sollte dem schweizerischen
Gesetzgeber zu denken geben, dass der Supreme Court sie inzwi-
schen entscheidend eingeschränkt hat, unter anderem mit der Be-
gründung, es sei nicht an den US-Gerichten, sich derart massiv in
ausländische Händel einzumischen.

Karl Hofstetter ist Titularprofessor für Privat- und Wirtschaftsrecht an der
Universität Zürich und Präsident von Swissholdings.

Die Konzernverantwortungsinitiative
führt zu einer überzogenen Haftung
der Unternehmen.
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